
Fo
to

s:
 x

xx
xx

x 
fü

r A
ka

de
m

ie
 A

kt
ue

ll

Fokus 1.2024

A k a d e m i e  A k t u e l l28

Schule muss Menschen 

unterschiedilcher Herkunft 

auf das Leben in einer 

Demokratie vorbereiten.
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 In der Schule sollen die grundlegenden Kom-
petenzen für die Teilhabe an einer Gesell-

schaft vermittelt werden. Dabei sind vor allem 
Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften 
von hoher Bedeutung. Nicht zu unterschät-
zen ist aber auch, ob und in welcher Form die 
Schule die für eine Gesellschaft grundlegen-
den Werte, Überzeugungen und Wissensbe-
stände hinsichtlich des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens vermittelt. In jedem 
Staat dieser Welt gibt es Schulen, Demo-
kratie aber gibt es in vielen Staaten nicht. 
Es ist also nicht automatisch gegeben, 
dass die Institution Schule zum Leben in 
einer Demokratie befähigt. Was sollten 
Schulen tun, um auf das Leben in einer 
Demokratie vorzubereiten, und wie ist es 
diesbezüglich um die schulische Bildung in 
Deutschland bestellt? 

Demokratie ist eine voraussetzungsreiche 
Gesellschaftsform. Sie bedarf der Öffentlich-
keit, der Transparenz, der Beteiligung und der 
Möglichkeit der Meinungsbildung. Demokratie 
beruht nicht nur auf repräsentativen Verfahren, 
sondern auch auf einem demokratischen Ethos, 
das sich in der Form gemeinsamen Handelns 
zeigt: diskutierend, gewaltfrei einander zuhö-
rend Kompromisse zu suchen, sich gegenseitig 
achtend aufeinander zuzugehen und nicht zu 
lügen. Jürgen Habermas spricht deshalb davon, 
dass die Demokratie eingebettet sein muss in 
ein Ensemble „entgegenkommender Lebens-
formen“. Die Schule ist – neben der Familie, 
der außerschulischen Kinder- und Jugend-
bildung und weiteren Formen der Zivil-
gesellschaft – der Ort, an dem es gilt, die 

D i e  S c h u l e  i s t  
e i n  z e n t r a l e r  O r t  d e r 
d e m o k r a t i s c h e n  
B i l d u n g  –  w e l c h e n 
B e i t r a g  k a n n  s i e  
l e i s t e n ,  u n d  w o  g i b t 
e s  i n  D e u t s c h l a n d 
d e r z e i t  D e f i z i t e ?

Vo n  A n n e t t e  S c h e u n p f l u g 
u n d  L o u i s e  O h l i g

Grundlagen für demokratische Formen des 
Zusammenlebens zu legen und demokra-
tiebezogene Kompetenzen einzuüben. Die 
Demokratie ist auf mündige Bürgerinnen 
und Bürger angewiesen, und die Schule ist 

einer der zentralen Orte, an denen sich Mün-
digkeit erlangen lässt. 

D e m o k r a t i e b e z o g e n e  B i l d u n g  
i n  d e r  S c h u l e 

Entsprechend ist die Aufgabe von Schule 
doppelt zu sehen: Die Schule ist einerseits 

selbst eine Stätte, in der die in einer Demo-
kratie grundlegenden Prinzipien der Rechts-

staatlichkeit, Meinungsfreiheit und Repräsenta-
tivität gelten und angewandt werden. Die Schule 

ist deshalb über Gesetze, die Verfassungstreue 
der in ihr agierenden Lehrpersonen sowie Bil-

dungs- und Lehrpläne in eine Rechtsordnung 
eingebettet. In Deutschland ermöglicht die 

Schule im durch die Verfassung gesteckten 
Rahmen Meinungsfreiheit – z. B. durch 
Schulzeitschriften oder eine schulöffent- 
liche Debattenkultur. Sie eröffnet Mög-

lichkeiten der Mitwirkung an der Gestal-
tung der Schule, etwa durch auf Repräsen-

tativität beruhenden Wahlen von Spreche-
rinnen und Sprechern aus der Schüler- und 

Elternschaft. 
Die Schule ist zum Zweiten der Ort, an dem 

demokratiebezogene Kompetenzen erworben 
werden. Hier sollten das für das Verständnis 
einer Demokratie notwendige Wissen und die 

Es ist nicht  
automatisch  

gegeben, dass 
die Institution  

Schule zum  
Leben in einer 

Demokratie  
befähigt.
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entsprechenden Kompetenzen erworben 
werden, wie die Entwicklung einer eige-
nen Meinung und die Ausprägung von 
Urteilsfähigkeit in politischen Fragen, 
die Übernahme von Perspektiven ande-
rer, die Entwicklung von Verantwortung 
für das Gemeinwesen, die Fähigkeit zum 
Umgang mit konfligierenden Zielperspek-
tiven und die Bereitschaft und Fähigkeit 
zum Kompromiss. Für die Einübung die-
ser Kompetenzen ist die Schule als demo-
kratische Organisation im oben genann-
ten Sinne eine bedeutsame Arena, aber 
darüber hinaus ergeben sich in vielen 
Unterrichtssituationen sowie im Schul-
leben generell (z. B. über Streitschlich-
terprogramme) vielfältige Möglichkeiten  
der Einübung. 

E m p i r i s c h e  B e f u n d e 

Während die PISA-Studie auch in der 
allgemeinen Öffentlichkeit intensiv dis-
kutiert wird, erlangen die Ergebnisse 
der „International Civic and Citizenship 
Education Study“ (ICCS), einer internati-
onalen Vergleichsstudie zur politischen 
Bildung, vergleichsweise weniger Auf-
merksamkeit. Aus Deutschland nehmen 
an der Studie nur Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein teil; die Ergebnis-
se sind also für diese Bundesländer, nicht 
aber für ganz Deutschland repräsenta-
tiv. Im Folgenden werden aus der jüngs-
ten, im November 2023 veröffentlichten 
Studie die für Deutschland wichtigsten 
Ergebnisse referiert.

Vergleich statistisch signifikant häufiger 
richtig beantwortet. Das Interesse an 
politischen Fragen ist ausgeprägter als 
im europäischen Vergleich. Mehr als 80 % 
der Schülerinnen und Schüler in beiden 
Bundesländern halten die Demokratie für 
die beste Regierungsform, und knapp drei 
Viertel sagen, dass das deutsche politi-
sche System gut funktioniert. Dies sind 
ebenfalls deutlich mehr als im europäi-
schen Vergleich. Gegenüber Migrantin-
nen und Migranten zeigen die Befragten 
durchschnittlich eine hohe Toleranz. Rund 
90 % und damit fast 10 Prozentpunkte 
mehr als im Durchschnitt der weiteren 
teilnehmenden Staaten äußerten sich 
z. B. positiv gegenüber einem Wahlrecht 
für schon mehrere Jahre in Deutschland 
lebende Menschen mit Migrationshinter-
grund. Zudem scheinen sie sensibler für 
Diskriminierungen zu sein als im europä-
ischen Durchschnitt. 

Diesen positiven Ergebnissen stehen 
allerdings mehrere bedenkliche Trends 
gegenüber. Zum einen wiederholt sich 
der bereits aus der PISA-Studie bekann-
te Befund der hohen Chancenungleich-
heit. Im internationalen Vergleich ist auch 
der Zusammenhang zwischen dem sozio-
ökonomischen Status und dem Erwerb 
politischen Wissens ungewöhnlich eng. 
Zudem spielen im internationalen Ver-
gleich die Eltern eine größere Rolle bei 
der Vermittlung politischen Wissens, als 
das in anderen Ländern der Fall ist. 

Zweitens zeigen Schülerinnen und 
Schüler der deutschen Stichprobe eine 
unterdurchschnittliche Selbstwirksam-
keitserwartung im Hinblick auf poli-
tische Partizipation. Sie haben weder 
Selbstvertrauen, sich gesellschaftlich 
zu engagieren, noch sehen sie dazu die 
Möglichkeiten. Nur 55 % der Befragten 
in Nordrhein-Westfalen und 63 % in 
Schleswig-Holstein gaben 2022 an, dass 
sie glauben, z. B. über ihre Klassenspre-
cherinnen und -sprecher einen Einfluss 
auf die ganze Schule betreffende Ent-
scheidungen zu haben. Die Bereitschaft, 
sich politisch – sei es in Parteien, sei es 
zivilgesellschaftlich – zu engagieren, liegt 
bei den befragten deutschen Schülerin-
nen und Schülern deutlich unter dem 
internationalen Durchschnitt. Gleichzei-
tig wollen sie seltener an der Wahl zum 
nationalen Parlament teilnehmen als im 
europäischen Durchschnitt. Weniger als 

Die deutschen 
Schüler und 
Schülerinnen 
haben weder 
Selbstvertrauen, 
sich gesell-
schaftlich zu  
engagieren, 
noch sehen sie 
dazu die Mög-
lichkeiten.

Die Schülerinnen und Schüler aus 
Deutschland zeigen in den Tests im 
internationalen Vergleich ein leicht 
überdurchschnittliches Niveau politi-
schen Wissens. Die Kompetenzstufe A 
wurde in Nordrhein-Westfalen von 36 % 
und in Schleswig-Holstein von 45 % der 
Kinder und Jugendlichen erreicht. Dies 
ist mehr als im Mittel der europäischen 
Vergleichsgruppe, aber deutlich weniger 
als in Schweden. Insbesondere Wissens- 
fragen zur Nachhaltigkeit werden im 
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Pol it ische Bi ldung 
in  der  Schule  –  
Die  ICCS-Studie

W. Schulz ,  J .  A inley,  J .  Fra i l -
lon,  B.  Los ito,  G .  Agrust i ,  
V.  Damiani  und T.  Fr iedman,  
Education for  Cit izenship in  
Times of  Global  Chal lenge: 
I EA Internat ional  Civ ic  
and Cit izenship  Educat ion  
Study 2022 ,  Internat ional 
Repor t ,  Amsterdam 2023 .

H .  J .  Abs,  K .  Hahn -Lauden -
berg ,  D.  Deimel  und J.  F. 
Z iemes,  
Schul ische Sozial isat ion 
und pol i t ische Bi ldung von 
14 -Jähr igen im internat io-
nalen Vergle ich,  Waxmann 
2024 .

die Hälfte der Schülerinnen und Schü-
ler in Nordrhein-Westfalen (45 %) und 
Schleswig-Holstein (41 %) glaubt, dass 
Abgeordnete die Interessen junger Men-
schen gut vertreten. 

Der dritte bedenkliche Befund liegt 
in der Delegation von Verantwortlich-
keit im Hinblick auf die Bewältigung von 
Zukunftsproblemen. Trotz des höheren 
Wissens geben nur fünf von zehn Befrag-
ten an, in ihrem Verhalten regelmä-
ßig Umweltaspekte zu berücksichtigen. 
Gleichzeitig liegt das berichtete Verhal-
ten zum Umweltschutz von Schülerinnen 
und Schülern aus Nordrhein-Westfalen 
unter dem ICCS-Durchschnitt.

F a z i t

Zusammenfassend kann man die Befun-
de folgendermaßen zuspitzen: Während 
es in beiden Bundesländern überdurch-
schnittlich gelingt, Wissen zur Demokra-
tie zu vermitteln, bleiben die Möglichkei-
ten der Partizipation unterdurchschnitt-
lich. Zudem trauen sich Schülerinnen 

und Schüler in Deutschland offensicht-
lich weniger häufig ein eigenes Engage-
ment zu, und sie verändern ihr Verhalten 
weniger häufig, als dies ihre Mitschüle-
rinnen und Mitschüler anderer europä-
ischer Länder tun, gerade hinsichtlich 
eines nachhaltigen Lebensstils. Zudem 
ist der enge Zusammenhang zwischen 
der politischen Bildung und dem famili-
alen sozio-ökonomischen Status beson-
ders auffällig.

Wa s  b l e i b t  z u  t u n ?

Damit wird deutlich: Auch im Bereich 
der politischen Bildung und der demo-
kratiebezogenen Kompetenzen sind in 
der Schule weitere Anstrengungen nötig. 
Zum einen muss sich die Schule auf die-
sem Feld insgesamt stärker einbringen, 
vor allem dort, wo mehr Schülerinnen 
und Schülern einen niedrigen sozio-öko-
nomischen Status haben. Zweitens soll-
te die Schule mehr Partizipationsmög-
lichkeiten eröffnen und die Selbstwirk-
samkeitserwartung von Schülerinnen 
und Schülern im politischen Feld unter-
stützen. Drittens sind Zukunftsthemen 
stärker in den Mittelpunkt zu stellen. 
Zudem wäre eine verbreitetere Daten-
basis wünschenswert, die für alle Bun-
desländer repräsentativ ist und weitere 
für die politische Bildung wichtige Kom-
petenzen mit in den Blick nimmt, etwa 
im Bereich Argumentation.

Prof.  Dr.  Annette  Scheunpflug 
hat  den Lehrstuhl  für  Al lgemeine 
Pädagogik  an der  Otto-Fr iedr ich -
Univers ität  Bamberg inne  
und ist  Mitgl ied der  Bayer ischen  
Akademie der  Wissenschaften.

Louise  Ohl ig 
promovier t  am Lehrstuhl  für  Al l - 
gemeine Pädagogik  der  Otto- 
Fr iedr ich -Univers ität  Bamberg zur  
auswär t igen Förderung demo- 
krat iebezogener  Bi ldung in  Staaten  
des  g lobalen Südens.  S ie  ist  
St ipendiat in  der  Studienst i ftung 
des  Deutschen Volkes.


